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Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Fahrenkrug
Abwägung über die bei der Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 
4 (2) BauGB sowie der Öffentlichkeit nach § 3 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen

Stand: Juni 2020
Behörden und Träger 
öff. Belange,

Stellungnahmen Abwägung

Stadt Bad Segeberg
Stadt Wahlstedt
Nordbahn
Telekom
Versatel
Tennet
LLUR, Abt. Landwirt-
schaft
Eisenbahnbundesamt

Kreis Segeberg:
Tiefbau
Untere Denkmal-
schutzbehörde
Gewässerschutz
Umweltbezogener Ge-
sundheitsschutz

Keine Bedenken. Nicht abwägungsrelevant.

SH Netz Siehe Anlage. Nicht abwägungsrelevant. Die Berücksichtigung vor-
handener Leitungen der SH Netz erfolgt im Rahmen 
künftiger Erschließungsmaßnahmen.

Kreis Segeberg
Abwasser

In Kap. 7 'Ver- und Entsorgung' wird lediglich die 
Aussage gemacht, dass das Plangebiet an vor-
handene Ver- und Entsorgungseinrichtungen an-
geschlossen wird. Die geplante Beseitigung von 
Niederschlagwasser wird nicht näher ausgeführt. 
Es ist in einem Entwässerungskonzept darzule-

Vom ZVM wurden hierzu folgende Auskünfte gege-
ben:
„Alle Grundstücke in diesem Bereich versickern ihr 
Regenwasser, das geht dann auch für die neuen Hin-
terhofgrundstücke.
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gen, wie die Niederschlagswasserbeseitigung er-
folgen soll. Es ist nicht ersichtlich, ob dem 
Grundstückseigentümer  die dezentrale Nieder-
schlagswasserbeseitigung durch Versickerung 
auf dem Grundstück obliegt oder eine Anbindung 
an bestehende Entwässerungssysteme zu Re-
genklär- und Regenrückhaltebecken mit nachfol-
gender Einleitung in Gewässer vorgesehen ist.

In der Straße liegt ein Schmutzwasserkanal DN 200, 
da passen noch ein paar Grundstücke ran. Die Hin-
terhofgrundstücke sollten möglichst über den vor-
handen SW-Anschluss der vorderen Grundstücke 
mitentwässern.“

Die Stellungnahme wird berücksichtigt, die Versicke-
rung wird verpflichtend festgesetzt und die Begrün-
dung entsprechend ergänzt.

Kreis Segeberg
Vorbeugender Brand-
schutz

Der Verweis auf die DIN 14090 in Ziffer 8.4 der 
Begründung ist nicht mehr korrekt. Feuerwehr-
zufahrten und Bewegungsflächen sind gemäß 
Musterrichtlinien für Flächen für die Feuerwehr 
zu planen und nachzuweisen. Ebenfalls ist die 
aktuelle Version der Landesbauordnung von 
2016 heranzuziehen.

Ergänzende Stellungnahme v. 29.9.2020:
Für die geplante Bebauung sind alle drei Bewe-
gungsflächen erforderlich. Nach Abstimmung mit 
der örtlichen Feuerwehr ist für die Bewegungs-
flächen eine Breite von 5,50 m ausreichend. Die 
Länge muss gemäß der Musterrichtlinie 12 m be-
tragen. Die Bewegungsflächen habe ich im bei-
liegenden Planausschnitt dargestellt.

Die Stellungnahme wird berücksichtigt, die Begrün-
dung entsprechend korrigiert.

In Berücksichtigung der ergänzenden Stellungnahme 
sind am Ende der GFL-Flächen Aufstellflächen für die 
Feuerwehr in den Abmessungen 5,5x12m vorzuse-
hen.
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Kreis Segeberg
Untere Bauaufsichts-
behörde

In der Begründung unter Punkt 4.3 -Zahl der 
Wohnungen je Wohngebäude- bitte den Text 
hinsichtlich der Begrenzung der maximalen An-
zahl der Wohnungen auf den Grundstücken an-
passen. 
Sind auf den Grundstücken nur ein Einzelhaus 
mit 2 WE bzw. je DHH nur 1 Wohneinheit  oder 
sind entsprechend unter Einhaltung aller B-Plan-
festsetzungen mehrere Gebäude zulässig?

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Es soll keine Begrenzung der Wohngebäude je 
Grundstück geben. Die Steuerung der Bebauungsin-
tensität erfolgt ausschließlich über die GRZ und über 
die Zahl der Wohneinheiten je Einzel- oder Doppel-
haus. Pkt. 4.3 der Begründung wird sinngemäß über-
arbeitet.

Kreis Segeberg
Wasserbehörde, Geo-
thermie

Eine geothermische Nutzung des Untergrundes ist 
grundsätzlich möglich bedarf aber einer wasser-
rechtlichen Erlaubnis. Der Erlaubnisantrag ist 
dann rechtzeitig vor Baubeginn, an die untere 
Wasserbehörde des Kreises Segeberg zu stellen.

Nicht abwägungsrelevant.
Eine Antragstellung ist den künftigen Bauherren vor-
behalten. Die Begründung erhält unter Pkt. 8.4 einen 
entspr. Hinweis.

Kreis Segeberg
Untere Bodenschutz-
behörde (UBB)

Im Bereich des Bebauungsplanes 23 befindet sich 
ein Grundstück, das aufgrund seiner langjährigen 
Nutzung als Brotfabrik mit Betriebshof und eige-
ner Gaserzeugung sowie durch verschiedene Bau-
stoffhandlungen im Boden- und Altlastenkataster 
der unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Se-

Die Stellungnahme wird berücksichtigt.

Es wurden eine historische Erkundung und eine De-
tailuntersuchung durchgeführt. Die Ergebnisse sind 
in den Entwurf unter Beteiligung der UBB eingeflos-
sen. Soweit Maßnahmen auf den Grundstücken in-
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geberg (UBB Se) als altlastenverdächtige Fläche 
geführt wird. 
Im direkten Umfeld des Geltungsbereiches befin-
den sich drei weitere Standorte, die aufgrund der 
langjährigen altlastenrelevanten Nutzung eben-
falls im Boden und Altlastenkataster stehen. 
 Schädliche Bodenveränderungen, die die gesun-
den Wohn- und Arbeitsverhältnisse im benach-
barten B-Plan-Gebiet beeinträchtigen können, 
sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht auszu-
schließen. 
 
Am 11.06.2015 erging der gemeinsame Erlass 
des Ministeriums für Inneres und Bundesangele-
genheiten und des Ministeriums für Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume zur Berück-
sichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen ins-
besondere Altlasten, in der Bauleitplanung und im 
Baugenehmigungsverfahren (Altlastenerlass). 
Hiernach besteht Anlass zu einer Nachforschung 
wegen Bodenbelastungen in einem Bauleitplan-
verfahren, wenn der Gemeinde Anhaltspunkte 
über das mögliche Bestehen von Bodenbelastun-
gen vorliegen. Liegen der Gemeinde Anhaltspunk-
te für eine Bodenbelastung vor, so muss sie sich 
gezielt Klarheit verschaffen über Art und Umfang 
der Bodenbelastung sowie über das Gefahrenpo-
tential. 
 
Die UBB Se empfiehlt daher,  dem Verdacht auf 
schädliche Veränderungen des Bodens im Rah-
men orientierender Untersuchungen nachzuge-
hen, das mögliche Gefährdungspotential für die 

nerhalb des Plangebietes erforderlich sind, wurden 
diese verpflichtend festgesetzt. 
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Schutzgüter gem. BBodSchG, insbesondere für 
die geplante Nutzung, darzustellen und zu bewer-
ten.  
Die UBB Se hat im Jahr 2015 die Erstbewertung 
potentiell altlastenverdächtiger Flächen in der Ge-
meinde Fahrenkrug durchgeführt. Die vorliegen-
den Daten zur Erstbewertung mit Bauaktenre-
cherchen sollten insbesondere in Bezug auf die lt. 
Chronik der Gemeinde Fahrenkrug von der Brot-
fabrik durchgeführte Gaserzeugung durch weiter-
führende Historische Recherchen (Zeitzeugenbe-
fragung etc.) konkretisiert und Kontaminations-
verdachtsflächen verifiziert werden. 

Auf dieser Grundlage sollte durch einen Sachver-
ständigen gem. §18 BBodSchG zunächst ein Un-
tersuchungskonzept erstellt und mit der UBB Se 
abgestimmt werden. Das Untersuchungskonzept 
sollte sowohl die Kontaminationsverdachtsflächen 
innerhalb des Planungsbereiches als auch mögli-
che Auswirkungen potentiell vorhandener schäd-
licher Bodenveränderungen auf den umliegenden 
altlastenverdächtigen Flächen berücksichtigen.  
Im Rahmen orientierender Untersuchungen durch 
den Sachverständigen sollte dann das mögliche 
Gefährdungspotential für die Schutzgüter gem. 
BBodSchG dargestellt und bewertet  werden. 
Hierbei sollte insbesondere auch auf die geplante 
Wohnnutzung mit potentiellen Kinderspielflächen 
und Nutzgärten abgehoben werden.

Für Gutachten zum Thema Altlasten, die im Rah-
men von Bauleitplanungsverfahren beauftragt 
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werden, besteht ggf. die Möglichkeit einer Förde-
rung durch das Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung 
des Landes Schleswig-Holstein.  
  
In Bezug auf den vorsorgenden Bodenschutz be-
stehen keine Bedenken.

Kreis Segeberg
Untere Naturschutzbe-
hörde 1.Landschaftsplanung (Kapitel 2 BNatSchG / 

LNatSchG)
Die Gemeinde hat die Inhalte der Landschaftspla-
nung gemäß § 9 Abs. 5 BNatSchG sowie § 1 Abs. 
7 Ziffer 7g BauGB in der Planung zu berücksichti-
gen. Bei ggf. auftretenden Abweichungen von der 
Landschaftsplanung sind diese zu begründen.
Abweichend von der Begründung (Kapitel 1) stellt 
der Landschaftsplan der Gemeinde Fahrenkrug 
von 1997 nicht den gesamten Geltungsbereich als 
bebaute Ortslage dar. Eine Teilfläche wird als flä-
chenhafte zu erhaltende Gehölzfläche dargestellt. 
Darüber hinaus wird der Geltungsbereich mit der 
Grundnutzung Mischgebiet und einer starken 
überlagernden Durchgrünung aus linearen und 
punktuellen Gehölzen dargestellt (vgl. folgende 
Abbildung).

Die Stellungnahme wird tlw. berücksichtigt:

1. Landschaftsplanung
Inhalte der Landschaftsplanung sind gemäß § 9 Abs. 
5 BNatSchG sowie § 1 Abs. 7 Ziffer 7g BauGB in der 
Planung zu berücksichtigen. Sie sind nicht zwingend 
zu übernehmen, sondern als öffentlicher Belang in 
die Abwägung einzustellen. Nach erfolgter Abwägung 
wären sie gemäß § 11 Abs. 3 BNatSchG i.V.m. § 7 
Abs. 2 LNatSchG in die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes zu übernehmen. 

Der Landschaftsplan ist von 1997. Seinerzeit war die 
Zielsetzung bei der baulichen Ortsentwicklung noch 
stärker auf eine weniger intensive Ausnutzung der 
Flächen ausgerichtet. Heute ist die Zielsetzung vor 
dem Hintergrund fehlenden Wohnraumes, großer 
Konkurrenz um verfügbare Flächen und stetig stei-
gender Grundstückspreise eine andere. Um den heu-
tigen Anforderungen zu entsprechen und den Flä-
chenverbrauch zu verringern, ist eine intensivere 
Grundstücksausnutzung tlw. auch mit dem bewuss-
ten Verzicht auf den Erhalt von Grünstrukturen un-
vermeidbar.
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Abbildung: Auszug aus dem Landschaftsplan – 
Entwicklungskarte (Plan Nr. 10)

Durch die Planung kommt es somit zu Abweichun-
gen von der örtlichen Landschaftsplanung. Die 
Begründung sollte entsprechend ergänzt und in-
haltlich ausgefüllt werden.

2. 2. Allgemeiner Schutz von Natur und Land-
schaft / Eingriffsregelung (Kapitel 3 BNatSchG 
/ LNatSchG)
Im Zusammenhang mit der Bauleitplanung sind 
gem. § 1 Abs. 6 Ziffer 7 BauGB die Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu be-
rücksichtigen. Hierzu gehört auch die Abarbeitung 
der Eingriffsregelung gem. § 1a Abs. 3 Satz 1 
BauGB. Die inhaltlichen Anforderungen ergeben 
sich aus dem ,Runderlass „Verhältnis der natur-

Eine Fortschreibung des Landschaftsplanes wird nicht 
für erforderlich gehalten, da die Plangebietsgröße ge-
ring ist und die Abweichung keine Neuordnung der 
Belange von Natur und Landschaft erfordert.

Die Stellungnahme wird berücksichtigt und die Be-
gründung um Aussagen zur Landschaftsplanung er-
gänzt.

2.Allg. Schutz/Eingriffsregelung
Beeinträchtigungen der Schutzgüter Boden, Wasser, 
Klima, Luft, allgemeine Arten und Biotope sowie 
Landschaftsbild gelten in den Fällen der §§ 13a und 
13 b BauGB nicht als Eingriff. Da im rechtlichen Sinn 
keine Eingriffe stattfinden, erübrigt sich die detailier-
te Abarbeitung der (allgemeinen) Eingriffsregelung 
einschl. Bestandsaufnahme, Bewertung, Konfliktana-
lyse, Erarbeitung von Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen. Eine Kompensation ist nicht er-
forderlich. 

Geltungsbereich
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schutzrechtlichen Eingriffsreglung zum Baurecht“ 
(MELUR vom 9. Dezember 2013).
Die erarbeiteten Inhalte wurden in der vorliegen-
den Planung in Kapitel 5 dargelegt.
Da es sich um einen Bebauungsplan der Innen-
entwicklung gem. § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB 
handelt, ist hierbei gem. § 13 a Abs. 2 Ziffer 4 
BauGB i.V.m. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB für die 
voraussichtlich zu erwartenden erhebliche Beein-
trächtigungen – wie in der Begründung auch dar-
gelegt - kein Ausgleich erforderlich. Entsprechen-
de Inhalte oder Festsetzungen hierzu sind daher 
nicht erforderlich und auch nicht zulässig. Geeig-
nete und erforderliche Inhalte und Festsetzungen 
zur Vermeidung und Minimierung erheblicher Be-
einträchtigungen sind aber auch bei einem Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung weiterhin erfor-
derlich und zulässig.

Abbildung: Luftbildübersicht

Zu den Hinweisen:

2a. Gemäß § 1 (6) Nr. 7 a und b BauGB sind die Be-
lange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
in der Bauleitplanung neben anderen Belangen ins-
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Für die weitere Planung werden folgende 
Hinweise gegeben:

a. 2a. Da eine nachvollziehbare Bestandaufnahme 
nicht vorliegt, kann nicht abschließend abge-
schätzt werden, inwieweit im Zusammenhang mit 
der zukünftigen Siedlungsentwicklung mit der Be-
seitigung von Flächen und/oder Landschafts-
elementen mit besonderer Bedeutung für den Na-
turschutz zu rechnen ist (z.B. die Beseitigung von 
bedeutsamen Baum- und sonstigen Gehölzstruk-
turen). Es wird empfohlen, diesen potentiellen 
Konflikt (nochmals?) zu prüfen. Aufgrund des 
Luftbildes (s.o.) erscheint insbesondere der Be-
reich der Flurstücke 71/26 und 26/15 aufgrund 
der geringen Versieglungsintensität, des brache-
artigen Zustandes sowie der vorhandenen Struk-
turvielfalt und Gehölzstrukturen als Fläche mit be-
sonderer Bedeutung für den Naturschutz. Entge-
gen der Darstellung in Kapitel 5 der Begründung 
entsteht auf Grundlage des Luftbildes der Ein-
druck, dass innerhalb des Geltungsbereiches nicht 
nur ‚teilweise‘ Gehölzrodungen erforderlich sind, 
sondern aufgrund der noch strukturreichen Gär-
ten und Freiflächen Gehölzbeseitigungen im grö-
ßeren Umfang zu erwarten sind (s.u. Arten-
schutz). 

 2b Aspekte zur Vermeidung / Minimierung erheb-

besondere zu berücksichtigen. Die Belange des Na-
turschutzes umfassen die Schutzgüter Boden, Was-
ser, Klima, Luft, sonstige Arten und Biotope, Land-
schaftsbild sowie den besonderen Artenschutz, 
Schutzgebiete und den besondere Biotopschutz. § 13 
b i.V.m. 13 a BauGB konkretisiert als Spezialnorm die 
Berücksichtigung der Belange des Naturschutzes und 
schließt die (allgemeine) Eingriffsregelung als abwä-
gungsrelevanten Belang in den Fällen der §§ 13a und 
13 b BauGB aus. Beeinträchtigungen der Schutzgü-
ter Boden, Wasser, Klima, Luft, sonstige Arten und 
Biotope sowie Landschaftsbild gelten nicht als Ein-
griff. Besonderer Artenschutz, gesetzlicher Biotop-
schutz und Schutzgebiete sind hingegen uneinge-
schränkt zu berücksichtigen.
Schutzgebiete oder gesetzlich besonders geschützte 
Biotope sind im Plangebiet nicht vorhanden. Der öst-
lich angrenzende gesetzlich geschützte Knick ist in 
der Planung berücksichtigt und wird durch die Fest-
setzung eines Knickschutzstreifens geschützt. Für 
den nördlich angrenzenden Knick wird ein Knick-
schutzstreifen ergänzt. Der vorhandene Gehölzbe-
wuchs ist von potentieller Bedeutung für den beson-
deren Artenschutz. Er dürfte bereits heute aufgrund 
der Innenbereichslage unter Berücksichtigung des 
Artenschutzes entfernt werden. 
2b Siehe Ausführungen zu 2 und 2a. 



10

licher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 
sowie des Naturhaushalts wurden bisher nicht er-
kennbar berücksichtigt. Es sollte daher insbeson-
dere (nochmals?) geprüft werden, 


inwieweit eine Versickerung des anfallenden Nie-
derschlagswassers innerhalb des Geltungsberei-
ches erforderlich und möglich ist.

 Hinsichtlich des Schutzgutes Landschaftsbild soll-
te geprüft werden, inwieweit die Baugrenze an der 
östlichen Geltungsbereichsgrenze weiter von der 
Flurstücksgrenze abgerückt werden kann, um so 
hier Frei- bzw. Gartenflächen für Eingrünungs-
maßnahmen zu einer besseren Einbindung gegen-
über der sog. ‚freien‘ Landschaft zu ermöglichen.


 inwieweit der Erhalt von bedeutsamen Grün- und 

hier besonders Baumstrukturen erforderlich und 
möglich ist, z.B. für eine - auch gem. Darstellung 
Landschaftsplan - ortsbildprägende Kastanie im 
Vorgarten von dem Grundstück Wahlstedter Stra-
ße 14 (vgl. Folgendes Foto).

 
Foto: Rosskastanie Wahlstedter Straße 14

Die Versickerung des Niederschlagswassers wird ver-
pflichtend festgesetzt. 

Eine Eingrünung entlang der östlichen Plangebiets-
grenze ist entbehrlich, da hier bereits ein gut ausge-
prägter Knick vorhanden ist. 

Gehölzstrukturen im Plangebiet werden nicht zum Er-
halt festgesetzt, da es Ziel der Bauleitplanung ist, 
auch auf diesen Teilflächen unter Berücksichtigung 
des besonderen Artenschutzes eine Bebauung zu er-
möglichen. Die Kastanie in der Wahlstedter Straße 14 
wird nicht zum Erhalt festgesetzt, da sie mit Minier-
motte befallen ist, was langfristig zu einer Schwä-
chung des Baumes und schließlich zu seinem Abgang 
führen wird. 

Hausgruppen sind im vorhandenen Bestand und in 
der näheren Umgebung nicht vorhanden und werden 
daher als nicht ortstypisch ausgeschlossen. Zudem 
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 Zielsetzung gemäß § 1 BNatSchG sollte eine mög-
lichst flächensparsame Siedlungsentwicklung 
sein. Aus diesem Grund sollte unter Berücksichti-
gung des Erhalts und der Entwicklung von Freiflä-
chen eine möglichst hohe Bebauungsdichte bei 
gleichzeitiger Begrenzung der Versiegelung und 
der Baumassen auf das unbedingt notwendige 
Maß festgesetzt werden. Hausgruppen (Reihen-
häuser) stellen eine grundsätzlich sehr flächen-
sparsame Bauweise dar. Der festgesetzte Aus-
schluss von Hausgruppen widerspricht dieser Ziel-
setzung. Es sollte daher abwägend nochmals ge-
prüft werden, ob die zwingende Unzulässigkeit 
von Reihenhäusern aus den dargestellten Grün-
den erforderlich ist.

3.Biotopverbund und –vernnetzung sowie 
geschützte Teile von Natur und Landschaft 
(Kapitel 4 Abschnitt 1 BNatSchG / LNatSchG)
Neben dem Knick an der östlichen Geltungsbe-
reichsgrenze grenzt gemäß der Festsetzungen des 
nördlich angrenzenden B-Plan Nr.3 (2. Änderung) 
ein Knick auch unmittelbar nördlich an (vgl. fol-
gende Abbildung). Um Beeinträchtigungen dieses 
Knicks zu vermeiden sind im Rahmen der weite-
ren Planung die Knickschutzbestimmungen hier 
ebenso zu beachten (Knickschutzstreifen, Ab-
stand Baugrenze zum Knickfuß, s.u.).

besteht für diese Hausform keine tatsächliche Nach-
frage.

3. Biotopverbund und –vernnetzung sowie ge-
schützte Teile von Natur und Landschaft
Der im B-Plan Nr. 3 festgesetzte Knick ist nicht mehr 
auf der Gesamtlänge erhalten. Lediglich nördlich des 
Flurstückes 26/41 finden sich Knickstrukturen. Es 
gibt einen ausgeprägten Wall, typische Knickgehölze 
und etwa auf der halben Knickstrecke einen Eichen-
überhälter mit einem Stammdurchmesser von ca. 
180 cm. An dem Überhälter wurden kürzlich die Star-
käste über dem Flurstück 26/41 vollständig entfernt, 
so dass sich der Kronentraufbereich kaum mehr auf 
das Flurstück ausdehnt. Entlang des Knickabschnit-
tes wird ein 3 m breiter Knickschutzstreifen festge-
setzt. Bei einem Ortstermin am 12.06.2018 wurde 
mit der Naturschutzbehörde abgestimmt, dass der 
Abstand vom 3 m zwischen der Baugrenze und dem 
Knick ausreichend ist. Zwischenzeitlich wurde eine 
naturschutzrechtliche Genehmigung für eine Bebau-
ung im Abstand von 3 m zum Knickfuß und die An-
lage von Zuwegungen im Knickschutzstreifen erteilt. 
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Abbildung: Ausschnitt aus Teil A des nördlich an-
grenzenden B-Plan Nr. 3, 2. Änderung

Die Lage der gem. § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 Abs. 
1 Ziffer 4 LNatSchG geschützten Knickabschnitte 
ist zu überprüfen sowie der aktuelle Zustand so-
wie mögliche Vorbelastungen sind möglichst zu 
ermitteln und zu bewerten. Die Knicks sind mit ih-
ren ggf. vorhandenen Überhältern (Bäume mit ei-
nem Stammdurchmesser > 1,0 m) in ihrer Lage 
möglichst einzumessen und im Geltungsbereich 
zumindest als nachrichtliche Übernahme (außer-
halb des Geltungsbereich zum besseren Verständ-
nis als Darstellung ohne Normcharakter) in Teil A 
darzustellen.
Erhebliche Beeinträchtigungen geschützter Knicks 
sind gem. § 30 Abs. 2 BNatSchG grundsätzlich un-
zulässig. Eine mögliche Gefährdung sowie Schutz- 
und Entwicklungsmaßnahmen gem. den Durch-
führungsbestimmungen zum Knickschutz (Erlass 
des MELULR-S-H v. 20.01.2017, insbesondere 
Kapitel 4) sind im Rahmen der weiteren Planung 
noch vertiefend zu beachten. Hierzu gehören ins-
besondere (vgl. ebenda Kapitel 4 sowie 5.2.2):

Auf eine Vermessung wird verzichtet, da es sich um 
eine Bestandsüberplanung handelt, die Knicks auße-
rhalb des Plangebietes liegen und in die Knickstruk-
turen nicht eingegriffen wird. 
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 Einhaltung eines ausreichenden Abstandes zwi-
schen Bebauung und Knick (i.d.R. mind. 1H zwi-
schen Gebäude/baulicher Anlage und Knickwall-
fuß (1H = Höhe der baulichen Anlage).

 Festsetzung eines mind. 3 m breiten Knickschutz-
streifen mit entsprechender Unzulässigkeit von 
baulichen Anlagen jedweder Art.

 Einhaltung eines ausreichenden Abstandes zwi-
schen baulichen Anlagen und Überhältern.
Entsprechende Maßnahmen wurden im Rahmen 
der Planung für den nördlich angrenzenden Knick 
im B-Plan 3 bisher noch nicht berücksichtigt.
Für den an der östlichen Flurstücksgrenze befind-
lichen Knick wurden die Bestimmungen wie folgt 
beachtet:

Knickschutzstreifen:
Ein Knickschutzstreifen mit einer Mindestbreite 
von 3 m wurde im Ansatz ausreichend berücksich-
tigt. Der Knickschutzstreifen wurde aber nur text-
lich festgesetzt. 
Es fehlt nach Einschätzung der UNB jedoch die flä-
chenhafte Abgrenzung und Festsetzung in Teil A 
des Bebauungsplanes (= z.B. ‚Maßnahmenfläche 
für den Naturschutz‘ gem. § 9 Abs. 1 Ziffer 20 
BauGB). Es sollte nochmals geprüft werden, ob 
bei der textl. Festsetzung Ziffer 6 statt der Begrif-
fe ‚Bebauung, ….‘  besser die Formulierung ‚bauli-
che Anlagen gem. § 2 LBO‘ verwendet werden 
kann (hierbei können bestimmte punktuelle oder 
lineare bauliche Anlagen, von denen keine erheb-
lichen Beeinträchtigungen ausgehen, ausgenom-
men werden).

Knickschutzstreifen
Der Knickschutzstreifen zum östlich angrenzenden 
Knick ist bereits in der Planzeichnung festgesetzt und 
mit einem „KS“ gekennzeichnet. Er wird ergänzend 
farbig hinterlegt und als Fläche für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB fest-
gesetzt. Der nördlich angrenzende Knick erhält eben-
falls einen 3 m breiten Knickschutzstreifen. 

An dem Begriff „Bebauung“ wird festgehalten, da be-
absichtigt ist, zum Schutz des Knicks jegliche Art der 
baulichen Nutzung auszuschließen.

Abstand zwischen Baugrenze und Knick
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. Die östliche 
Baugrenze erhält einen Abstand von 8,50 m zum 
Knickfuß.



14

Abstand zwischen Baugrenze und Knick:
Gegenüber dem Knickfuß wird gem. Bebauungs-
plan (und bei einer angenommenen Lage des 
Knickfusses unmittelbar an der Geltungsbereichs-
grenze) ein Abstand von 5 m eingehalten (= 
Knickschutzstreifen). Die zulässige Gebäudehöhe 
beträgt aber 9 m. Unter Berücksichtigung der zu 
erwartenden Gebäudehöhen und Lage der Gebäu-
de primär unmittelbar an der Baugrenze (damit 
westlich exponierte, eher sonnige Freiflächen ent-
wickelt werden können), wird dieser Abstand für 
zu gering bewertet. Es sind derzeit keine Gründe 
erkennbar, die eine so deutliche Unterschreitung 
des gem. o.g. Regelerlass geforderten Regelab-
stand (= 1H) rechtfertigen. Die Gemeinde hat die-
se Problematik auch nach Durchsicht der Begrün-
dung noch nicht erkennbar berücksichtigt. Zu-
sammenfassend ist somit aufgrund des geringen 
Abstandes zwischen Baugrenze und Knickfuß zu-
künftig mit erheblichen Beeinträchtigungen von 
Knickabschnitten zu rechnen.

Abstand zwischen Baugrenze und Überhäl-
tern:
Da eine nachvollziehbare Bestandaufnahme der 
Knicks und seiner Überhälter nicht vorliegt, kann 
nicht abgeschätzt werden, inwieweit im Zusam-
menhang mit der zukünftigen Siedlungsentwick-
lung mit entsprechenden erheblichen Beeinträch-
tigungen zu rechnen ist

Abstand zwischen Baugrenze und Überhältern
Es gibt auf dem östlich gelegenen Knick 1 Überhälter 
i.S.d. Knickerlasses. Dieser wird nachrichtlich darge-
stellt und ist über den Abstand der baugrenze von 
8,50 m zum Knickfuß hinreichend geschützt.

An dem Überhälter auf dem nördlich angrenzenden 
Knick wurden kürzlich die Starkäste über dem Flur-
stück 26/41 entfernt, so dass sich der Kronentrauf-
bereich kaum mehr auf das Flurstück ausdehnt. Die-
se Maßnahme wurde zwischenzeitlich von der Natur-
schutzbehörde genehmigt.

Zusammenfassung
Mit dem 3 m breiten Knickschutzstreifen bzw. dem 
Abstand der Baugrenzen zum Knickfuß entspr. dem 



15

Zusammenfassung
Erhebliche Beeinträchtigungen der Knicks sind 
grundsätzlich unzulässig. Vorhandene Vorbelas-
tungen des Knicks sind hiervon ausgenommen, 
wenn diese bereits rechtlich zulässig sind bzw. 
waren. Für zukünftig zu erwartende erhebliche 
Beeinträchtigungen von Knicks ist eine gesonder-
te naturschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung 
gemäß § 21 Abs. 2 LNatSchG bzw. eine Befreiung 
gemäß § 67 BNatSchG erforderlich.
Aufgrund der Festsetzungen werden nach derzei-
tiger Einschätzung, insbesondere auch unter Be-
achtung des o.g. Erlasses, erhebliche Beeinträch-
tigungen von Knicks planungsrechtlich vorberei-
tet. Eine erforderliche Ausnahmegenehmigung 
gem. § 30 BNatSchG i.V.m § 21 LNatSchG bzw. 
Befreiung gem. § 67 BNatSchG für die zu erwar-
tenden erheblichen Beeinträchtigungen der 
Knicks kann nach derzeitigem Planungsstand 
nicht in Aussicht gestellt werden. Die Planung 
muss nach Auffassung der UNB daher entspre-
chend der bestehenden Möglichkeiten überarbei-
tet werden (vgl. Kapitel 5.2.2. des o.g. Runder-
lass ‚Eingriffsregelung‘ sowie Kapitel 9.3 des Er-
lasses ‚Verfahren bei der Aufstellung von Bauleit-
plänen und Satzungen des allgemeinen Städte-
baurechts nach dem BauGB). Eine erforderliche 
Genehmigung kann nur in Aussicht gestellt, wenn 
erhebliche Beeinträchtigungen ausgeglichen oder, 
wenn die Einhaltung der Schutzbestimmungen ei-

Knickerlass werden die naturschutzrechtlichen Vor-
gaben vollinhaltlich umgesetzt, so dass Beeinträchti-
gungen ausgeschlossen werden können.
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ne unzumutbare Belastung darstellt, gleichwertig 
ersetzt werden können. Eine entsprechende un-
zumutbare Belastung wäre entsprechend darzule-
gen.

4. Netz „Natura 2000“ (Kapitel 4 Abschnitt 2 
BNatSchG / LNatSchG)
Nicht erkennbar betroffen.

5. Schutz der wild lebenden Tiere und Pflan-
zenarten, ihrer Lebensstätten und Biotope / 
Artenschutz (Kapitel 5 BNatSchG / LNatSchG)
Nach Einschätzung der UNB werden durch den 
Bauleitplan artenschutzrechtliche Verbotstatbe-
stände planungsrechtlich vorbereitet.

Im Zusammenhang mit der Planung kommt es al-
lein auf den Flurstücken 26/15 und 71/28 voraus-
sichtlich zu einem umfangreichen und auch weit-
gehend zusammenhängenden flächenhaften Ver-
lust von Gehölzstrukturen in einer Größenordnung 
von überschlägig ca. 4.500 m² (zzgl. punktueller 
/ linearer Gehölzstrukturen - vgl. Luftbild, s.o.). 
Hierdurch und durch sonstige zu erwartende Ge-
hölzbeseitigungen gehen mindestens für die Gil-
de Gilde der Gehölzbrüter umfangreiche Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten im Sinne § 44 Abs. 
1 Nr. 3 BNatSchG dauerhaft verloren. Ein Aus-
weichen auf umliegende Gehölze scheint bei der 
hier überplanten Größenordnung nicht ohne wei-
teres möglich, da davon auszugehen ist, dass 
diese bereits von anderen Gehölzbrütern besetzt 
sind. 

4. Netz „Natura 2000“
Nicht abwägungsrelevant.

5. Artenschutz

Ein Ausweichen der Gehölzbrüter dürfte unproblema-
tisch möglich sein. In einer Entfernung von lediglich 
700 m liegt das Fahrenkruger Moor mit seine um-
fangreichen Gehölzbeständen und auch in Richtung 
Wahlstedt gibt es größere Waldbestände (Entfernung 
ca. 1,5 km). Auf einen artenschutzrechtlichen Fach-
beitrag und zusätzliche Maßnahmen wird daher ver-
zichtet, da kein Mehrwert für die Abwägung gesehen 
wird.
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Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbots-
tatbestände und zur Aufrechterhaltung der öko-
logischen Funktionsfähigkeit der betroffenen 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist somit ein ar-
tenschutzrechtlicher Ausgleich in Form von Ge-
hölzneupflanzungen zu erbringen. Es wird emp-
fohlen die entsprechenden artenschutzrechtli-
chen Inhalte incl. erforderlicher Ausgleichsmaß-
nahmen über einen gesonderten artenschutz-
rechtlichen Fachbeitrag abzuarbeiten.

Hinsichtlich der auf S. 6 (Kapitel 5) dargestellten 
div. artenschutzrechtlichen Maßnahmen stellt 
sich die Frage, wie die Umsetzung dieser Maß-
nahmen zwingend erforderlich ist und wenn ja 
auch sichergestellt werden soll. Da eine nachvoll-
ziehbare Bestandaufnahme nicht vorliegt, kann 
die Erforderlichkeit nicht abschließend abge-
schätzt werden. Es erscheint zumindest erforder-
lich, dass die erforderlichen Maßnahmen als ar-
tenschutzrechtliche Hinweise für die Vorhaben-
ebene in Teil A des Bebauungsplanes aufgenom-
men werden.

6. Erholung in Natur und Landschaft (Kapitel 
7 BNatSchG / LNatSchG)
Nicht erkennbar betroffen.

7. Sonstiges
1. Auf S. 6 der Begründung sollte der 2. Absatz hin-

sichtlich des inhaltlichen Zusammenhangs ge-
prüft werden.

Die Verpflichtung zur Durchführung der artenschutz-
rechtlichen Maßnahmen ergibt sich aus den arten-
schutzrechtlichen Vorschriften, nicht aus dem Bebau-
ungsplan. Sie greift auf der Vorhabenebene und 
Pflicht zur Prüfung obliegt dem Bauherren.

Die textl. Festsetzungen erhalten eine Hinweis ohne 
Normcharakter.

6. Erholung in Natur und Landschaft
Nicht abwägungsrelevant.

7. Sonstiges
Der Absatz ist irrtümlich enthalten und wird ersatzlos 
gestrichen.

Die Annahme trifft zu, es handelt sich um einen ein-
fachen Bebauungsplan ohne die Festsetzung der Art 
der Nutzung.
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2. Für den Geltungsbereich wird keine Art der Nut-
zung festgesetzt. Soll es sich bei der vorliegen-
den Planung nur um einen sog. ‚einfachen‘ Be-
bauungsplan handeln?

Archäologisches Lan-
desamt

Die Stellungnahme wird berücksichtigt, die Begrün-
dung entspr. ergänzt.
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Private im Plangebiet  Nach der Hauptsatzung der Gemeinde ist es nicht 
zwingend erforderlich, dass vor Beschluss durch die 
Gemeindevertretung der Planungsausschuss eine 
Empfehlung abgeben muss.


 Die max. Gebäudehöhe vom 9 m wurde unter Be-

rücksichtigung der Energieeinsparverordnung und 
den heutigen Ansprüchen einiger Bauherren an eine 
moderne Architektur festgesetzt. Um zukünftige Ge-
bäude stärker an die vorhandene Bebauung anzupas-
sen wird die Stellungnahme berücksichtigt und die 
max. Firsthöhe auf 8,50 m reduziert. 


 Haustypen mit 2 Vollgeschossen erlauben eine effizi-

ente Ausnutzung von Bauland und schaffen im Ver-
hältnis zur Grundfläche mehr Wohnraum und sind in-
sofern besonders geeignet, flächensparendes Bauen 
zu fördern und den Flächenverbrauch zu reduzieren. 
Da es sich hier jedoch um eine Nachverdichtung in-
nerhalb einer überwiegend eingeschossigen Be-
standsbebauung handelt, wird auf die Zweigeschos-
sigkeit verzichtet.


 In der Ortslage von Fahrenkrug gibt es vereinzelte 

größere Gebäude (z.B. ldw. Hofstellen, gewerbliche 
Fläche, die Seniorenwohnungen am Bahnhof), über-
wiegend herrscht eine Bebauung aus Einzelhäusern 
vor. Im Plangebiet werden ausschließlich Einzel- und 
Doppelhäuser zugelassen, was optisch dem gängigen 
Haustyp entspricht. Reihen- und Mehrfamilienhäuser 
werden hingegen ausgeschlossen. So bleibt das be-
stehende Gefüge und damit die Ortstypik erhalten.


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 Eine erhebliche Beeinträchtigung der Wohn- und Le-
bensqualität kann nicht nachvollzogen werden. Es ist 
zwar unstrittig, dass sich das Wohnumfeld der heuti-
gen Bewohner voraussichtlich verändern und die 
bauliche Ausnutzung intensiver werden wird. Der zu-
künftigen Bebauung wird jedoch durch die Festset-
zungen ein Rahmen gesetzt, der die Veränderung in 
einem moderaten Maß hält. Es kann auch nicht un-
berücksichtigt bleiben, dass es kein Rechtsanspruch 
auf eine unveränderbare Nachbarschaft gibt. Den In-
teressen der Anwohner steht ein großer Bedarf an 
Wohnbauflächen gegenüber. Der Bebauungsplan 
schafft zusätzliche Baurechte, ohne dabei objektiv 
störende Nutzungen zu ermöglichen.


 Eine erhebliche Wertminderung für die Häuser kann 

ebenfalls nicht nachvollzogen werden. Die Grundstü-
cke sind heute zwar groß und grün, liegen aber nicht 
in einer städtebaulich besonderen Lage, die eine 
Nachverdichtung aus städtebaulicher Sicht verbietet. 
Durch den Bebauungsplan werden zusätzliche Bau-
rechte geschaffen, die den Wert der Grundstücke 
eher erhöht.


 Eine GRZ von 0,3 und eine maximale Firsthöhe sind 

heute gängige Festsetzungen, die sich in vielen Bau-
gebieten auch im ländlichen Raum finden. Über die 
GRZ und die Zahl der Wohneinheiten je Gebäude wird 
das Maß der baulichen Ausnutzung bestimmt. Bezo-
gen auf die Grundstücksgrößen, die bei Teilungen der 
Eigenart der Umgebung entsprechen müssen, kann 
eine ungeordnete, unverträgliche Verdichtung ausge-
schlossen werden. Durch bauordnungsrechtliche Vor-
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schriften zu Grenzabständen ist sichergestellt, dass 
es zu keinen rücksichtslosen Verschattungen oder 
erdrückenden Wirkungen von Neubauten kommen 
kann.

Nach Beratung in der GV am 6.8.2020 wird den An-
regungen der Anwohner hinsichtlich einer extensiver-
en Bebauung teilweise gefolgt. Im nördlichen, durch 
Einfamilienhausbebauung geprägten Teil des Plange-
bietes werden die Festsetzungen zum Maß der bauli-
chen Nutzung wie folgt reduziert:
- Zahl der Vollgeschosse von II auf I,
- GRZ von 0,3 auf 0,25 (mit Überschreitungsmöglich-
keit für Terrassen um 40 m²),
- Firsthöhe von 9m auf 8,5m.
Für das gesamte Plangebiet wird eine Mindestgrund-
stücksgröße von 650 m² festgesetzt. 
Für den südlichen Teil des Plangebietes mit der Be-
standbebauung Wahlstedter Straße 14 werden be-
standsorientiert die Zweigeschossigkeit beibehalten 
und eine Firsthöhe von 13m festgesetzt.  Gleichzei-
tig wird die überbaubare Fläche in diesem Teil auf 
die Bestandsbebauung im südlichen Teil des Flur-
stücks 26/15 reduziert, um einen nicht überbaubaren 
Abstandpuffer zur nördlich benachbarten Einfamili-
enhausbebauung zu erreichen.
Die Planzeichnung-Teil A, der Text-Teil B und die 
Begründung werden entsprechend der Beschlussfas-
sung geändert.


